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Nach Wolfgang LEONHARD hat der »wahrscheinlich 
1837 von Auguste BLANQUI« geprägte Begriff »erst 
durch K. MARX und F. ENGELS seine politische Bedeu­
tung erlangt« (1966, 86). Man muß ergänzen: durch 
LENINS Rezeption der marxistischen Klassiker in SR 
und schließlich durch den Gebrauch dieses Terms, der 
ein Mißbrauch war, den der Stalinismus und die post­
stalinistischen Staatsparteien davon machten. Der Eu­
rokommunismus wird in den 1970er Jahren mit der 
Redeweise von der DdP unter heftigen Auseinander­
setzungen brechen. 

1. MARX erklärt 1850 in den Klassenkämpfen »die 
Klassendiktatur des Proletariats« zum »notwendigen 
Durchgangspunkt zur Abschaffung der Klassenunter­
schiede überhaupt« (MEW 7, 89). 1852 beansprucht er 
im Brief an Weydemeyer, entdeckt zu haben, »daß der 
Klassenkampf notwendig zur DdP führt« und daß 
»diese Diktatur selbst nur den Übergang zur Aufhe­
bung aller Klassen und zu einer klassenlosen Gesell­
schaft bildet« (MEW 28, 508). 

ENGELS schließt 1891, am 20. Jahrestag der Pariser 
Kommune, die Einleitung zu MARX' Bürgerkrieg in 
Frankreich mit den Worten: »Der deutsche Philister 
ist neuerdings wieder in heilsamen Schrecken geraten 
bei dem Wort: DdP. Nun gut, ihr Herren, wollt Ihr 
wissen, wie diese Diktatur aussieht? Seht euch die Pa­
riser Kommune an. Das war die DdP .« (MEW 17, 625; 
22, 199) - MARX selbst benutzt in seiner Broschüre 
den Begriff nicht - er spricht von der »Regiertmg der 
Arbeiterklasse« (MEW 17, 342) -, arbeitet aber seine 
wesentlichen Merkmale heraus, die ENGELS 1891 so 
zusammenfaßt: Beseitigung der alten Staatsmaschine­
rie, Abschaffung des stehendes Heeres, Bewaffnung 
des Volkes, Zusammenfassung von Legislative und 
Exekutive, Wahl und jederzeitige Abwählbarkeit aller 
Verwalter, Richter, Lehrer, Bezahlung aller öffentlich 
Bediensteten nach dem Arbeiterlohn, gebundenes 
(imperatives) Mandat aller in Vert:retungskörper ge­
wählten Delegierten. Erst in Gotha (1875) bezeichnet 
MARX die politische Übergangsperiode von der kapi­
talistischen zur kommunistischen Gesellschaft als 
»revolutionäre DdP« (MEW 19, 28). In seiner Kritik des 
sozialdemokratischen Programmentwurfs 1891 sagt 
ENGELS, daß »unsre Partei und die Arbeiterklasse nur 
zur Herrschaft kommen kann unter der Form der de­
mokratischen Republik. Diese ist sogar die spezifische 
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Form für die DdP« (MEW 22, 235). Zugleich wendet 
er sich gegen die kolossale illusion, »als könne man 
dort [in Deutschland] auf gemütlich-friedlichem Weg 
die Republik einrichten, und nicht nur die Republik, 
sondern die kommunistische Gesellschaft« (ebd.). Da 
er den Staat als »Maschine zur Unterdrückung einer 
Klasse durch eine andre« faßt (199), versteht er folge­
richtig auch den Staat des siegreichen Proletariats als 
»im besten Fall ein Übel«, »dessen schlimmste Seiten 
[ . . .  ] sofort möglichst zu beschneiden [sind], bis ein in 
neuen, freien Gesellschaftszuständen herangewachse­
nes Geschlecht imstande sein wird, den ganzen Staats­
plunder von sich abzutun« (ebd.). Diese Vorstellung 
ist bereits in ENGELS' Ursprung und im AD ent­
wickelt. Die Vorstellung vom späteren Absterben des 
Staates in einer klassenlosen Gesellschaft ist hier in 
nuce enthalten. 

Die Pariser Kommune, beschränkt auf einen relativ 
kleinen Raum, wurde nach kurzer Zeit von den inter­
nationalistisch vereinten französischen und deut­
schen Kapitalisten und Militärs geschlagen und mit 
blutiger Rache liquidiert. Der nächste revolutionäre 
Versuch der Arbeiter war die russische Revolution 
von 1905; der erste erfolgreiche Versuch von größerer 
Dauer war die russische Oktoberrevolution von 1917. 
Die Bedingungen waren völlig anders als in Paris: na­
tionale Dimension der Revolution im flächengrößten 
Staat der Erde, ein zahlenmäßig geringes Industrie­
Proletariat ohne Schulbildung und ohne demokrati­
sche Organisationserfahrung, eine umfassende, mul­
tinationale Front konterrevolutionärer Regierungen 
zur Vernichtung der Revolution, geringe Entwick­
lung der Produktivkräfte, also objektive Unreife für 
die Revolution. 

LENIN analysiert das Problem im August/September 
1917, also vor der Oktoberrevolution, in SR. Dabei 
definiert er die DdP als »Demokratie für die riesige 
Mehrheit des Volkes und gewaltsame Niederhaltung 
der Ausbeuter [ . . .  ], d.h. ihr Ausschluß von der Demo­
kratie - diese Modifizierung erfährt die Demokratie 
beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommunis­
mus« (LW 25, 476). Bemerkenswerterweise spricht er 
schon hier davon, daß ein besonderer Apparat dafür 
nicht notwendig sein würde, sondern es genüge »die 
einfache Organisation der bewaffneten Massen (in der 
Art der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputier­
ten [ . . .  ])« (477). Auch in weiteren Abschnitten dieser 
Schrift eilt Lenin der Entwicklung weit voraus und 
schildert eine Zukunftsgesellschaft basisdemokrati­
scher Prägung, deren Gegenteil sich in der Stalin-Ära 
entwickelte. 

Rosa LUXEMBURG meldet in ihrem Fragment zur russi­
schen Revolution (GW 4, 332-65) prinzipielle Bedenken 
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gegen die LENINschen Organisationsprinzipien an. 
LUXEMBURG begrüßt zwar die Oktoberrevolution, be­
fürchtet aber die Deformation der DdP und fordert, 
sozialistische Demokratie »nicht erst im gelobten 
Lande«, nicht als »fertiges Weihnachtsgeschenk für 
das brave Volk«, beginnen zu lassen: »Sozialistische 
Demokratie beginnt zugleich mit dem Abbau der 
Klassenherrschaft und dem Aufbau des Sozialismus. 
Sie beginnt mit dem Moment der Machteroberung 
durch die sozialistische Partei. Sie ist nichts anderes als 
DdP.« (363) 

2. Der Sieg der Oktoberrevolution vertieft und ver­
festigt die Spaltung der internationalen Arbeiterbe­
wegung. KAUTSKY wird zum Gegner der russischen 
Revolution, lehnt nunmehr in Die Diktatur des Prole­
tariats (1918) die gewaltsame Revolution und die DdP 
ab. Die Kritik richtet sich zuerst gegen die offensicht­
lich undemokratischen Maßnahmen - im Sinne der 
formalen bürgerlichen Demokratie -, mit denen die 
Bolschewiki ihre Herrschaft zu sichern versuchten 
und sicherten. Sie dient zuerst der Verteidigung der 
nun gebannten Menschewiki und Sozialrevolutionäre, 
weitet sich dann aber zu einer Frontstellung gegen die 
russische Revolution aus. - LENIN reagiert darauf mit 
der Broschüre Die proletarische Revolution und der Re­
negat Kautsky (LW 28, 225-327), in der es heißt: "Der 
Bolschewism.us hat die Idee der 'DdP' in der ganzen 
Welt popularisiert, [ . . .  ] dann in alle Sprachen der Welt 
übertragen und an dem Beispiel der Sowjetmacht ge­
zeigt, daß die Arbeiter und die armen Bauern sogar 
eines rückständigen Landes [ . . .  ] ein ganzes Jahr lang 
imstande waren [ . . .  ], eine ungleich höhere und breitere 
Demokratie als alle früheren Demokratien zu schaf­
fen und [ . . .  ] die praktische Verwirklichung des Sozia­
lismus in Angriff zu nehmen.« (293) 

LENINS harte und ausführliche Polemik erklärt sich 
zum Teil daraus, daß KAUTSKY früher eine etwas radi­
kalere Position vertreten hatte; so spricht er 1909 im 
weg zur Macht noch von revolutionären Kämpfen des 
Proletariats, wobei er allerdings der physischen Ge­
walt (von seiten der bislang Unterdrückten) keine be­
deutende Rolle zuteilt, sowie von der DdP, über die zu 
entscheiden man jedoch getrost der Zukunft über­
lassen könne (172). Wenig später bekennt er sich zum 
bestehenden parlamentarischen System: »Und das 
Ziel unseres politischen Kampfes bleibt das gleiche, 
das es bisher gewesen ist: Eroberung der Staatsgewalt 
durch Gewinnung der Mehrheit im Parlament und 
Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierung. 
Nicht aber Zerstörung der Staatsgewalt.« (1912, 732) 

Anton PANNEKOEK widerspricht dieser Linie ent­
schieden, hält die parlamentarische Eroberung der 
Macht für eine illusion. Für ihn werden Machtkämpfe 
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Szene erfahren, daß der Klerus durchaus dieser Ver­
suchung widerstehen kann, indem er sich einfach 
weigert, durch ein Fernrohr zu blicken. 

In den Gesprächen, die im August 1956 kurz vor 
seinem Tod stattfanden, zeigte sich BRECHT bereits 
wieder unzufrieden mit dem Begriff dT. Er sei ihm 
letzten Endes zu theoretisch. Dialektik gebe es - zu­
mindest spontan - auch in der bürgerlichen Drama­
tik, denn echter Realismus sei ohne Dialektik nicht 
denkbar. Außerdem gebe es auch linke Stücke, welche 
die Dialektik anwenden, ohne den plebejischen 
Standpunkt einzunehmen. Für sie sei die Dialektik 
mehr eine geistige Tätigkeit der Konstruktion der 
Dramaturgie. Dagegen war sie für ihn vor allem Aus­
druck der »Weisheit des Volks« .  Überhaupt verstand 
Brecht unter Philosophie weniger theoretische Ge­
dankenarbeit als eingreifendes Denken, das prakti­
sches Verhalten möglich macht (vgl. GW 20, 127). 
Dabei geht er aus von der »im niederen Volke um­
laufenden Art des Philosophierens« (GW 15, 252), 
aber »ihren Standpunkt einnehmend, befestigend und 
korrigierend« (GW 19, 325; vgl. hierzu RUOFF 1976, 
36ff). Hier trifft sich BRECHT mit Antonio GRAMSCI 
und seinem Interesse an der » 'spontanen Philosophie' 
[ . . .  ], die 'jedermann' eigen ist« (Ge! 6, H. 11 ,  § 12, 
1375). Das mögen Überlegungen sein, die BRECHT zu 
der Überlegung führten, den Begriff dT eventuell zu 
ersetzen durch den Begriff »philosophisches Volks­
theater«. Ihn muß der Gegensatz gereizt haben, da 
Volkstheater üblicherweise Gedankliches ausschließt 
und umgekehrt Philosophie das Amüsement. Die Ge­
gensätze Philosophie und Volkstheater dialektisieren 
sich wechselseitig. Mit dem Erstaunen des Publikums 
und der Theatermacher über diese widerspruchsvolle 
Einheit muß Brecht gerechnet haben. Erstaunen war 
für ihn der Ausgangspunkt aller Genüsse und Er­
kenntnisse. Brecht kam nicht mehr dazu, die Konzep­
tion des philosophischen Volkstheaters auszuarbei­
ten. Es gibt darüber Versuche seiner Schüler. 

BIBLIOGRAPHIE: P. CHIARINI, »Dal teatro epico al teatro 
dialettico« , in: Quaderni del Piccolo Teatro, Nr. 2, Nuovi studi 
su Bertolt Brecht, Mailand 1961, 7-26; K.RuOFF, »Tui oder 
Weiser? Zur Gestalt des Philosophen bei Brecht« , in: Brechts 
Tui-Kritik, AS 11, Berlin/W 1976, 17-52; M. WEKWERTH 
(Hg.), Theater nach Brecht. Baukasten für eine Theorie und 
Praxis des Berliner Ensembles in den neunziger Jahren, Sonde­
rausgabe der Theater Arbeit 1989, Berliner Ensemble. 

MANFRED WEKWERTH 
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Nach Wolfgang LEONHARD hat der »wahrscheinlich 
1837 von Auguste BLANQUI« geprägte Begriff »erst 
durch K. MARX und F. ENGELS seine politische Bedeu­
tung erlangt« (1966, 86). Man muß ergänzen: durch 
LENINS Rezeption der marxistischen Klassiker in SR 
und schließlich durch den Gebrauch dieses Terms, der 
ein Mißbrauch war, den der Stalinismus und die post­
stalinistischen Staatsparteien davon machten. Der Eu­
rokommunismus wird in den 1970er Jahren mit der 
Redeweise von der DdP unter heftigen Auseinander­
setzungen brechen. 

1. MARX erklärt 1850 in den Klassenkämpfen »die 
Klassendiktatur des Proletariats« zum »notwendigen 
Durchgangspunkt zur Abschaffung der Klassenunter­
schiede überhaupt« (MEW 7, 89). 1852 beansprucht er 
im Brief an Weydemeyer, entdeckt zu haben, »daß der 
Klassenkampf notwendig zur DdP führt« und daß 
»diese Diktatur selbst nur den Übergang zur Aufhe­
bung aller Klassen und zu einer klassenlosen Gesell­
schaft bildet« (MEW 28, 508). 

ENGELS schließt 1891, am 20. Jahrestag der Pariser 
Kommune, die Einleitung zu MARX' Bürgerkrieg in 
Frankreich mit den Worten: »Der deutsche Philister 
ist neuerdings wieder in heilsamen Schrecken geraten 
bei dem Wort: DdP. Nun gut, ihr Herren, wollt Ihr 
wissen, wie diese Diktatur aussieht? Seht euch die Pa­
riser Kommune an. Das war die DdP .« (MEW 17, 625; 
22, 199) - MARX selbst benutzt in seiner Broschüre 
den Begriff nicht - er spricht von der »Regiertmg der 
Arbeiterklasse« (MEW 17, 342) -, arbeitet aber seine 
wesentlichen Merkmale heraus, die ENGELS 1891 so 
zusammenfaßt: Beseitigung der alten Staatsmaschine­
rie, Abschaffung des stehendes Heeres, Bewaffnung 
des Volkes, Zusammenfassung von Legislative und 
Exekutive, Wahl und jederzeitige Abwählbarkeit aller 
Verwalter, Richter, Lehrer, Bezahlung aller öffentlich 
Bediensteten nach dem Arbeiterlohn, gebundenes 
(imperatives) Mandat aller in Vert:retungskörper ge­
wählten Delegierten. Erst in Gotha (1875) bezeichnet 
MARX die politische Übergangsperiode von der kapi­
talistischen zur kommunistischen Gesellschaft als 
»revolutionäre DdP« (MEW 19, 28). In seiner Kritik des 
sozialdemokratischen Programmentwurfs 1891 sagt 
ENGELS, daß »unsre Partei und die Arbeiterklasse nur 
zur Herrschaft kommen kann unter der Form der de­
mokratischen Republik. Diese ist sogar die spezifische 
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Form für die DdP« (MEW 22, 235). Zugleich wendet 
er sich gegen die kolossale illusion, »als könne man 
dort [in Deutschland] auf gemütlich-friedlichem Weg 
die Republik einrichten, und nicht nur die Republik, 
sondern die kommunistische Gesellschaft« (ebd.). Da 
er den Staat als »Maschine zur Unterdrückung einer 
Klasse durch eine andre« faßt (199), versteht er folge­
richtig auch den Staat des siegreichen Proletariats als 
»im besten Fall ein Übel«, »dessen schlimmste Seiten 
[ . . .  ] sofort möglichst zu beschneiden [sind], bis ein in 
neuen, freien Gesellschaftszuständen herangewachse­
nes Geschlecht imstande sein wird, den ganzen Staats­
plunder von sich abzutun« (ebd.). Diese Vorstellung 
ist bereits in ENGELS' Ursprung und im AD ent­
wickelt. Die Vorstellung vom späteren Absterben des 
Staates in einer klassenlosen Gesellschaft ist hier in 
nuce enthalten. 

Die Pariser Kommune, beschränkt auf einen relativ 
kleinen Raum, wurde nach kurzer Zeit von den inter­
nationalistisch vereinten französischen und deut­
schen Kapitalisten und Militärs geschlagen und mit 
blutiger Rache liquidiert. Der nächste revolutionäre 
Versuch der Arbeiter war die russische Revolution 
von 1905; der erste erfolgreiche Versuch von größerer 
Dauer war die russische Oktoberrevolution von 1917. 
Die Bedingungen waren völlig anders als in Paris: na­
tionale Dimension der Revolution im flächengrößten 
Staat der Erde, ein zahlenmäßig geringes Industrie­
Proletariat ohne Schulbildung und ohne demokrati­
sche Organisationserfahrung, eine umfassende, mul­
tinationale Front konterrevolutionärer Regierungen 
zur Vernichtung der Revolution, geringe Entwick­
lung der Produktivkräfte, also objektive Unreife für 
die Revolution. 

LENIN analysiert das Problem im August/September 
1917, also vor der Oktoberrevolution, in SR. Dabei 
definiert er die DdP als »Demokratie für die riesige 
Mehrheit des Volkes und gewaltsame Niederhaltung 
der Ausbeuter [ . . .  ], d.h. ihr Ausschluß von der Demo­
kratie - diese Modifizierung erfährt die Demokratie 
beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommunis­
mus« (LW 25, 476). Bemerkenswerterweise spricht er 
schon hier davon, daß ein besonderer Apparat dafür 
nicht notwendig sein würde, sondern es genüge »die 
einfache Organisation der bewaffneten Massen (in der 
Art der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputier­
ten [ . . .  ])« (477). Auch in weiteren Abschnitten dieser 
Schrift eilt Lenin der Entwicklung weit voraus und 
schildert eine Zukunftsgesellschaft basisdemokrati­
scher Prägung, deren Gegenteil sich in der Stalin-Ära 
entwickelte. 

Rosa LUXEMBURG meldet in ihrem Fragment zur russi­
schen Revolution (GW 4, 332-65) prinzipielle Bedenken 
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gegen die LENINschen Organisationsprinzipien an. 
LUXEMBURG begrüßt zwar die Oktoberrevolution, be­
fürchtet aber die Deformation der DdP und fordert, 
sozialistische Demokratie »nicht erst im gelobten 
Lande«, nicht als »fertiges Weihnachtsgeschenk für 
das brave Volk«, beginnen zu lassen: »Sozialistische 
Demokratie beginnt zugleich mit dem Abbau der 
Klassenherrschaft und dem Aufbau des Sozialismus. 
Sie beginnt mit dem Moment der Machteroberung 
durch die sozialistische Partei. Sie ist nichts anderes als 
DdP.« (363) 

2. Der Sieg der Oktoberrevolution vertieft und ver­
festigt die Spaltung der internationalen Arbeiterbe­
wegung. KAUTSKY wird zum Gegner der russischen 
Revolution, lehnt nunmehr in Die Diktatur des Prole­
tariats (1918) die gewaltsame Revolution und die DdP 
ab. Die Kritik richtet sich zuerst gegen die offensicht­
lich undemokratischen Maßnahmen - im Sinne der 
formalen bürgerlichen Demokratie -, mit denen die 
Bolschewiki ihre Herrschaft zu sichern versuchten 
und sicherten. Sie dient zuerst der Verteidigung der 
nun gebannten Menschewiki und Sozialrevolutionäre, 
weitet sich dann aber zu einer Frontstellung gegen die 
russische Revolution aus. - LENIN reagiert darauf mit 
der Broschüre Die proletarische Revolution und der Re­
negat Kautsky (LW 28, 225-327), in der es heißt: "Der 
Bolschewism.us hat die Idee der 'DdP' in der ganzen 
Welt popularisiert, [ . . .  ] dann in alle Sprachen der Welt 
übertragen und an dem Beispiel der Sowjetmacht ge­
zeigt, daß die Arbeiter und die armen Bauern sogar 
eines rückständigen Landes [ . . .  ] ein ganzes Jahr lang 
imstande waren [ . . .  ], eine ungleich höhere und breitere 
Demokratie als alle früheren Demokratien zu schaf­
fen und [ . . .  ] die praktische Verwirklichung des Sozia­
lismus in Angriff zu nehmen.« (293) 

LENINS harte und ausführliche Polemik erklärt sich 
zum Teil daraus, daß KAUTSKY früher eine etwas radi­
kalere Position vertreten hatte; so spricht er 1909 im 
weg zur Macht noch von revolutionären Kämpfen des 
Proletariats, wobei er allerdings der physischen Ge­
walt (von seiten der bislang Unterdrückten) keine be­
deutende Rolle zuteilt, sowie von der DdP, über die zu 
entscheiden man jedoch getrost der Zukunft über­
lassen könne (172). Wenig später bekennt er sich zum 
bestehenden parlamentarischen System: »Und das 
Ziel unseres politischen Kampfes bleibt das gleiche, 
das es bisher gewesen ist: Eroberung der Staatsgewalt 
durch Gewinnung der Mehrheit im Parlament und 
Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierung. 
Nicht aber Zerstörung der Staatsgewalt.« (1912, 732) 

Anton PANNEKOEK widerspricht dieser Linie ent­
schieden, hält die parlamentarische Eroberung der 
Macht für eine illusion. Für ihn werden Machtkämpfe 
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als Massenaktionen ausgefochten, in denen sich das 
Proletariat seiner Bedeutung und Macht bewußt wird 
und eigene Machtorgane schafft: »Die Organisation 
der Mehrheit hat dann ihre Überlegenheit dadurch 
erwiesen, daß sie die Organisation der herrschenden 
Minderheit vernichtet hat.« (1912, 548) 

Der Austromarxist Max ADLER versucht 1919 
einen Komprorniß und hält eine DdP auch in parla­
mentarischen Formen für möglich. In einer späteren 
Studie (1922) bestimmt er dies genauer, indem er zwi­
schen »politischer Demokratie [ . . .  ], die eigentlich gar 
keine Demokratie ist und daher überwunden werden 
muß, wenn man Demokratie will«, und sozialer (vol­
ler) Demokratie unterscheidet. Mit diesem nicht 
immer bewußten Doppelsinn des Demokratiebe­
griffs löst er den scheinbaren Widerspruch bei MARX 
und ENGELS auf, die die Pariser Kommune, die nach 
ADLER »tatsächlich eine Demokratie war, als ein Bei­
spiel der DdP hinstellten« (127). Er wendet sich je­
doch kritisch gegen die in Sowjetrußland angewand­
ten undemokratischen Methoden der DdP. - Otto 
BAUER (1920) nimmt eine ähnlich kritische Haltung 
ein, erklärt allerdings die Abweichungen von den Re­
geln der Demokratie in Rußland mit dem Überwie­
gen der Bauernschaft, der kulturellen und ökonomi­
schen Rückständigkeit des Landes: »Der despotische 
Sozialismus ist das Produkt der russischen Kultur­
losigkeit.« (1920, 64) 

Schon zwischen den Revolutionen von 1905 und 
1917 spricht TROTZKI von der DdP in Rußland. 1923 
erklärt und rechtfertigt er die Repressalien und den 
roten Terror als notwendige Gegenwehr einer Revolu­
tion gegen die bisher herrschende Klasse, die sich mit 
ihrer Entmachtung nicht abfindet, sondern auf ihre 
Rückkehr an die Macht hofft und hinarbeitet; er sieht 
den Terror also als eine vorübergehende Maßnahme 
gegen die Bourgeoisie an: »Der Terror ist machtlos 
[ . . .  ], wenn er von der Reaktion gegen eine historisch 
aufsteigende Klasse angewandt wird. Aber gegen eine 
reaktionäre Klasse in Anwendung gebracht, die nicht 
den Schauplatz verlassen will, kann der Terror sehr 
wirksam sein. Die Abschreckung ist ein machtvolles 

, Mittel der Politik, der internationalen wie der inne­
ren. Der Krieg ist ebenso wie auch die Revolution auf 
Abschreckung begründet. Der allgemeinen Regel nach 
vernichtet der siegreiche Krieg nur einen unbedeuten­
den Teil der besiegten Armee, die übrigen schreckt er 
ab und bricht so ihren Willen. Ebenso wirkt die Revo­
lution: sie tötet Einzelne und schreckt Tausende ab.« 
(1923, 64) In den Sowjets sieht Trotzki dann Organe 
der Demokratie, die viel umfassender und unmittel­
barer als Arbeiterpartei und Gewerkschaften die 
Massen vertreten und zugleich mobilisieren. Nach 
der militärischen, ökonomischen und politischen 
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Konsolidierung könne die DdP eingeschränkt, abge­
baut, durch mehr Demokratie ersetzt werden. 

STALIN hat der marxistischen Theorie in der Frage 
der DdP keine neuen Gedanken hinzugefügt. 1926 de­
finiert er sie so: »Die DdP ist ein Klassenbündnis des 
Proletariats und der werktätigen Massen der Bauern­
schaft zum Sturze des Kapitals, zum endgültigen Sieg 
des Sozialismus unter der Bedingung, daß die führen­
de Kraft in diesem Bündnis das Proletariat ist« (FL, 
145). Als Generalsekretär der KPdSU hat er mit seiner 
Führungsgruppe nach der Liquidierung der Bour­
geoisie und der Großgrundbesitzer als Klasse die 
Machtmittel des Staates und der Partei gegen seine 
wirklichen oder möglichen politischen Gegner in 
den Führungsorganen von Armee, Staatsverwaltung, 
Wirtschaft, Partei, Zentralkomitee eingesetzt und 
diese erfahrenen Kommunisten größtenteils physisch 
liquidiert. Die theoretische Verbrämung liefert die 
unbewiesene Behauptung, nach dem Sieg des Sozialis­
mus verschärfe sich der Klassenkampf; er erklärt seine 
opponierenden Parteigenossen zu Agenten des Kapi­
talismus, des deutschen Faschismus usw. -Die Metho­
den der Stalin-Ära in der su wurden von den dort 
Herrschenden mit DdP gleichgesetzt. 

3. Aus ganz anderen Erfahrungen und Erwägungen 
bekannten sich die kommunistischen Parteien der ka­
pitalistischen Länder zur DdP. Das friedliche Hinein­
wachsen in den Sozialismus, der reformistische Weg, 
hatte sich als Irrweg erwiesen. Mit Hilfe der SPD war 
die Novemberrevolution 1918 behindert worden und 
schließlich zur Restauration der militärisch geschlage­
nen Kapitalistenklasse verkommen. Bürgerliche De­
mokratie erwies sich zwar als günstigster Kampfboden 
für die Arbeiterklasse, jedoch keineswegs als unüber­
windlicher Schutzwall gegen den Faschismus in seiner 
brutalsten Form. Die bürgerlich-parlamentarische 
Demokratie verwirklichte sich in keinem hochindu­
striellen Land in der idealtypischen Form, die die 
Sozialdemokraten zur Grundlage ihrer Strategie ge­
macht hatten. Am allgemeinen und gleichen Wahl­
recht vorbei setzten sich die herrschenden sozialen 
Kräfte in folgender Form durch: die »Wirtschaftsfüh­
rung« mit ihren Lobbies im vorparlamentarischen 
Raum, Militär, Staatsbürokratie Qustiz, Polizei, Ge­
heimdienst), Presse und Medien, schließlich ein Wahl­
recht und eine Wahlkreiseinteilung, die den Stimmen 
der städtischen Arbeiterschaft ein geringeres Gewicht 
zusprachen. Die Partei, die die Interessen der (werk­
tätigen) Mehrheit formulierte, konnte nur selten die 
parlamentarische Mehrheit erringen. Die Bourgeoisie 
erwies sich in den meisten Ländern als nicht bereit zu 
gesellschaftlichen Reformen und als unfähig, deren 
Notwendigkeit zu erkennen und zu akzeptieren. Eher 
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versuchte sie, in Krisenlagen Reformen rückgängig zu 
machen. Zu diesen Erfahrungen kam die zuerst un­
eingeschränkte Bewunderung der Linken für den Sieg 
und die Selbstbehauptung der russischen Revolution. 
Allerdings waren die Vorstellungen, wie die DdP zu 
realisieren sei, durchaus verschieden und von der so­
wjetischen Realität unterschieden. 

Vor allem bei deutschen Marxisten wirkte Rosa 
LUXEMBURGS vorausahnende Kritik nach, und sie 
suchten nach spezifischen Formen der DdP, die die 
allgemeingültigen Lehren der russischen Revolution 
mit der langen demokratischen Erfahrung der deut­
schen Arbeiterbewegung zu einer Synthese verbinden 
sollten. So nennt die Plattform der KPD-Opposition 
u.a. folgende, » bereits heute voraussehbare besondere 
Züge für eine deutsche sozialistische Räterepublik: 
[ . . .  ] Die aktive Beteiligung der gesamten werktätigen 
Bevölkerung an der Regierung und Verwaltung des 
Rätestaates wird vermöge der langen Schule und 
Selbstverwaltung der proletarischen Massenorganisa­
tionen sofort verwirklicht werden. Dies schließt ein 
die größte Beschränkung der rätestaatlichen Bürokra­
tie und ihre weitestgehende Kontrolle durch die werk­
tätige Bevölkerung. Das Ziel der vollen Beseitigung 
einer staatlichen Bürokratie wird daher in Deutsch­
land schnell erreicht werden können. Die proletari­
sche Diktatur verwirklicht die proletarische Demo­
kratie, d.h. die Demokratie der ungeheuren Mehrheit 
der Bevölkerung. Die proletarische Diktatur kennt 
zum Unterschied von der bürgerlichen Demokratie 
keinen von der Volksrnasse getrennten und sie unter­
drückenden Staatsapparat. Der Staatsapparat der pro­
letarischen Diktatur beruht auf der Selbstbetätigung 
der Volksrnassen und ihrer Organisationen. Die Räte 
vereinigen vollziehende, gesetzgebende und richter­
liche Gewalt. Sie sind eine arbeitende Körperschaft. 
Die gewählten Vertreter sind jederzeit abberufbar. 
Der Staatsdiener wird nach den Sätzen der Arbeiter­
löhne bezahlt.« (1930, 30) 

Die offiziellen kommunistischen Parteien außer­
halb der Sowjetunion waren faktisch bis zum 20. Par­
teitag der KPdSU 1956 bereit, die Herrschaftsformen 
und -methoden der Stalin-Ära mit der DdP gleichzu­
setzen und sich weitestgehend mit diesen zu identifi­
zieren. Dies allerdings führte in zahlreichen Krisen­
situationen zu organisierten Abspaltungen, Aus­
schlüssen, individuellen Austritten (spanischer Bür­
gerkrieg, Moskauer Prozesse, Stalin-Hitler-Pakt). 

STALIN und die von seiner Gruppe beherrschte 
Kominternführung modifizierten ihr Bekenntnis zur 
DdP nach den jeweiligen Bedürfnissen der sowjeti­
schen Außenpolitik, die in zunehmendem Maße die 
Strategie der Komintern bestimmten. So wurde in 
China in den 1920er Jahren, in Spanien in den 30er 
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Jahren auf die Verwirklichung der DdP explizit ver­
zichtet. In den 1945 von der Roten Armee eroberten 
Ländern Ost-, Südost- und Zentraleuropas wurden 
"volksdemokratien« installiert und mit fadenscheini­
gen Tricks die kommunistische Herrschaft und die 
soziale Transformation verschleiert. 

4. Dem engen Schulterschluß und der vorbehaltlosen 
Identifikation der kommunistischen Parteien mit der 
KPdSU bis 1953 folgte nach 1956 eine schrittweise 
Lockerung der engen Bindungen und schließlich der 
Verzicht auf die DdP in den Ziel- und Strategiepro­
grammen zahlreicher Parteien. Damit sollte nach 
außen eine Distanzierung vom sowjetischen Modell 
des Sozialismus demonstriert werden. Aber auch die 
Taktik wurde wesentlich verändert und dem Refor­
mismus angenähert: Teilnahme an den bürgerlichen, 
z.T. von der Besatzung eingesetzten und kontrollier­
ten Regierungen in Italien, Frankreich, den drei deut­
schen Westzonen, Versuch des historischen Kompro­
misses mit den Christdemokraten Italiens. 

E.KARDELJ, Theoretiker der jugoslawischen Kom­
munisten, die durch Bürgerkrieg und militärischen 
Sieg an die Macht gekommen waren, lehnte in einer 
Rede in Oslo am 8. Oktober 1954 implizit »für eine 
ganze Reihe von Ländern« den revolutionären Weg 
zur Macht ab. WHARICH meinte, »daß der westeuro­
päische Sozialismus den Kapitalismus in friedlicher 
Weise ablösen wird« (zit. n. HILLMANN 1967, 191). 
Luciano GRUPPI, längere Zeit verantwortlich für die 
Ideologie im ZK der KP Italiens, lehnte es 1964 ab, LE­
NINS Konzeptionen vom Staat und der DdP als un­
antastbar und allgemeingültig anzuerkennen. P. To­
GLIATTI (1967) bekannte sich ausdrücklich zu einem 
Parteitagsdokument der KPI, in dem die Rede davon 
ist, daß »sich der Arbeiterklasse und dem Volk die ge­
schichtliche Aufgabe stellt, den Aufbau des Sozialis­
mus vorzunehmen und dabei einen neuen Weg zu be­
schreiten, der sich von der Methode der Errichtung 
der DdP unterscheidet« (374). Noch als Chefredak­
teur der theoretischen Zeitschrift der KPÖ wollte 
Franz MAREK 1966 die Konzeption der DdP nicht 
mehr anwenden, weil sie »nach den Enthüllungen 
über die Verbrechen zu Stalins Zeit« diskreditiert sei 
und »auch von den jungen Menschen mit Terrorherr­
schaft und Polizeiwillkür identifiziert« werde. Die 
Programme westeuropäischer kommunistischer Par­
teien haben nach und nach das Bekenntnis zur DdP 
fallen lassen, besonders deutlich die KP Schwedens, 
die sich unter der Führung von C.H. HERMANSSON in 
Linkspartei umbenannt hat, als sie 1967 ihr neues Pro­
gramm publizierte. 

Diese Neuorientierung geht für Marxisten der 
alten Schule, zumal mit den deutschen historischen 
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als Massenaktionen ausgefochten, in denen sich das 
Proletariat seiner Bedeutung und Macht bewußt wird 
und eigene Machtorgane schafft: »Die Organisation 
der Mehrheit hat dann ihre Überlegenheit dadurch 
erwiesen, daß sie die Organisation der herrschenden 
Minderheit vernichtet hat.« (1912, 548) 

Der Austromarxist Max ADLER versucht 1919 
einen Komprorniß und hält eine DdP auch in parla­
mentarischen Formen für möglich. In einer späteren 
Studie (1922) bestimmt er dies genauer, indem er zwi­
schen »politischer Demokratie [ . . .  ], die eigentlich gar 
keine Demokratie ist und daher überwunden werden 
muß, wenn man Demokratie will«, und sozialer (vol­
ler) Demokratie unterscheidet. Mit diesem nicht 
immer bewußten Doppelsinn des Demokratiebe­
griffs löst er den scheinbaren Widerspruch bei MARX 
und ENGELS auf, die die Pariser Kommune, die nach 
ADLER »tatsächlich eine Demokratie war, als ein Bei­
spiel der DdP hinstellten« (127). Er wendet sich je­
doch kritisch gegen die in Sowjetrußland angewand­
ten undemokratischen Methoden der DdP. - Otto 
BAUER (1920) nimmt eine ähnlich kritische Haltung 
ein, erklärt allerdings die Abweichungen von den Re­
geln der Demokratie in Rußland mit dem Überwie­
gen der Bauernschaft, der kulturellen und ökonomi­
schen Rückständigkeit des Landes: »Der despotische 
Sozialismus ist das Produkt der russischen Kultur­
losigkeit.« (1920, 64) 

Schon zwischen den Revolutionen von 1905 und 
1917 spricht TROTZKI von der DdP in Rußland. 1923 
erklärt und rechtfertigt er die Repressalien und den 
roten Terror als notwendige Gegenwehr einer Revolu­
tion gegen die bisher herrschende Klasse, die sich mit 
ihrer Entmachtung nicht abfindet, sondern auf ihre 
Rückkehr an die Macht hofft und hinarbeitet; er sieht 
den Terror also als eine vorübergehende Maßnahme 
gegen die Bourgeoisie an: »Der Terror ist machtlos 
[ . . .  ], wenn er von der Reaktion gegen eine historisch 
aufsteigende Klasse angewandt wird. Aber gegen eine 
reaktionäre Klasse in Anwendung gebracht, die nicht 
den Schauplatz verlassen will, kann der Terror sehr 
wirksam sein. Die Abschreckung ist ein machtvolles 

, Mittel der Politik, der internationalen wie der inne­
ren. Der Krieg ist ebenso wie auch die Revolution auf 
Abschreckung begründet. Der allgemeinen Regel nach 
vernichtet der siegreiche Krieg nur einen unbedeuten­
den Teil der besiegten Armee, die übrigen schreckt er 
ab und bricht so ihren Willen. Ebenso wirkt die Revo­
lution: sie tötet Einzelne und schreckt Tausende ab.« 
(1923, 64) In den Sowjets sieht Trotzki dann Organe 
der Demokratie, die viel umfassender und unmittel­
barer als Arbeiterpartei und Gewerkschaften die 
Massen vertreten und zugleich mobilisieren. Nach 
der militärischen, ökonomischen und politischen 
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Konsolidierung könne die DdP eingeschränkt, abge­
baut, durch mehr Demokratie ersetzt werden. 

STALIN hat der marxistischen Theorie in der Frage 
der DdP keine neuen Gedanken hinzugefügt. 1926 de­
finiert er sie so: »Die DdP ist ein Klassenbündnis des 
Proletariats und der werktätigen Massen der Bauern­
schaft zum Sturze des Kapitals, zum endgültigen Sieg 
des Sozialismus unter der Bedingung, daß die führen­
de Kraft in diesem Bündnis das Proletariat ist« (FL, 
145). Als Generalsekretär der KPdSU hat er mit seiner 
Führungsgruppe nach der Liquidierung der Bour­
geoisie und der Großgrundbesitzer als Klasse die 
Machtmittel des Staates und der Partei gegen seine 
wirklichen oder möglichen politischen Gegner in 
den Führungsorganen von Armee, Staatsverwaltung, 
Wirtschaft, Partei, Zentralkomitee eingesetzt und 
diese erfahrenen Kommunisten größtenteils physisch 
liquidiert. Die theoretische Verbrämung liefert die 
unbewiesene Behauptung, nach dem Sieg des Sozialis­
mus verschärfe sich der Klassenkampf; er erklärt seine 
opponierenden Parteigenossen zu Agenten des Kapi­
talismus, des deutschen Faschismus usw. -Die Metho­
den der Stalin-Ära in der su wurden von den dort 
Herrschenden mit DdP gleichgesetzt. 

3. Aus ganz anderen Erfahrungen und Erwägungen 
bekannten sich die kommunistischen Parteien der ka­
pitalistischen Länder zur DdP. Das friedliche Hinein­
wachsen in den Sozialismus, der reformistische Weg, 
hatte sich als Irrweg erwiesen. Mit Hilfe der SPD war 
die Novemberrevolution 1918 behindert worden und 
schließlich zur Restauration der militärisch geschlage­
nen Kapitalistenklasse verkommen. Bürgerliche De­
mokratie erwies sich zwar als günstigster Kampfboden 
für die Arbeiterklasse, jedoch keineswegs als unüber­
windlicher Schutzwall gegen den Faschismus in seiner 
brutalsten Form. Die bürgerlich-parlamentarische 
Demokratie verwirklichte sich in keinem hochindu­
striellen Land in der idealtypischen Form, die die 
Sozialdemokraten zur Grundlage ihrer Strategie ge­
macht hatten. Am allgemeinen und gleichen Wahl­
recht vorbei setzten sich die herrschenden sozialen 
Kräfte in folgender Form durch: die »Wirtschaftsfüh­
rung« mit ihren Lobbies im vorparlamentarischen 
Raum, Militär, Staatsbürokratie Qustiz, Polizei, Ge­
heimdienst), Presse und Medien, schließlich ein Wahl­
recht und eine Wahlkreiseinteilung, die den Stimmen 
der städtischen Arbeiterschaft ein geringeres Gewicht 
zusprachen. Die Partei, die die Interessen der (werk­
tätigen) Mehrheit formulierte, konnte nur selten die 
parlamentarische Mehrheit erringen. Die Bourgeoisie 
erwies sich in den meisten Ländern als nicht bereit zu 
gesellschaftlichen Reformen und als unfähig, deren 
Notwendigkeit zu erkennen und zu akzeptieren. Eher 
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versuchte sie, in Krisenlagen Reformen rückgängig zu 
machen. Zu diesen Erfahrungen kam die zuerst un­
eingeschränkte Bewunderung der Linken für den Sieg 
und die Selbstbehauptung der russischen Revolution. 
Allerdings waren die Vorstellungen, wie die DdP zu 
realisieren sei, durchaus verschieden und von der so­
wjetischen Realität unterschieden. 

Vor allem bei deutschen Marxisten wirkte Rosa 
LUXEMBURGS vorausahnende Kritik nach, und sie 
suchten nach spezifischen Formen der DdP, die die 
allgemeingültigen Lehren der russischen Revolution 
mit der langen demokratischen Erfahrung der deut­
schen Arbeiterbewegung zu einer Synthese verbinden 
sollten. So nennt die Plattform der KPD-Opposition 
u.a. folgende, » bereits heute voraussehbare besondere 
Züge für eine deutsche sozialistische Räterepublik: 
[ . . .  ] Die aktive Beteiligung der gesamten werktätigen 
Bevölkerung an der Regierung und Verwaltung des 
Rätestaates wird vermöge der langen Schule und 
Selbstverwaltung der proletarischen Massenorganisa­
tionen sofort verwirklicht werden. Dies schließt ein 
die größte Beschränkung der rätestaatlichen Bürokra­
tie und ihre weitestgehende Kontrolle durch die werk­
tätige Bevölkerung. Das Ziel der vollen Beseitigung 
einer staatlichen Bürokratie wird daher in Deutsch­
land schnell erreicht werden können. Die proletari­
sche Diktatur verwirklicht die proletarische Demo­
kratie, d.h. die Demokratie der ungeheuren Mehrheit 
der Bevölkerung. Die proletarische Diktatur kennt 
zum Unterschied von der bürgerlichen Demokratie 
keinen von der Volksrnasse getrennten und sie unter­
drückenden Staatsapparat. Der Staatsapparat der pro­
letarischen Diktatur beruht auf der Selbstbetätigung 
der Volksrnassen und ihrer Organisationen. Die Räte 
vereinigen vollziehende, gesetzgebende und richter­
liche Gewalt. Sie sind eine arbeitende Körperschaft. 
Die gewählten Vertreter sind jederzeit abberufbar. 
Der Staatsdiener wird nach den Sätzen der Arbeiter­
löhne bezahlt.« (1930, 30) 

Die offiziellen kommunistischen Parteien außer­
halb der Sowjetunion waren faktisch bis zum 20. Par­
teitag der KPdSU 1956 bereit, die Herrschaftsformen 
und -methoden der Stalin-Ära mit der DdP gleichzu­
setzen und sich weitestgehend mit diesen zu identifi­
zieren. Dies allerdings führte in zahlreichen Krisen­
situationen zu organisierten Abspaltungen, Aus­
schlüssen, individuellen Austritten (spanischer Bür­
gerkrieg, Moskauer Prozesse, Stalin-Hitler-Pakt). 

STALIN und die von seiner Gruppe beherrschte 
Kominternführung modifizierten ihr Bekenntnis zur 
DdP nach den jeweiligen Bedürfnissen der sowjeti­
schen Außenpolitik, die in zunehmendem Maße die 
Strategie der Komintern bestimmten. So wurde in 
China in den 1920er Jahren, in Spanien in den 30er 
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Jahren auf die Verwirklichung der DdP explizit ver­
zichtet. In den 1945 von der Roten Armee eroberten 
Ländern Ost-, Südost- und Zentraleuropas wurden 
"volksdemokratien« installiert und mit fadenscheini­
gen Tricks die kommunistische Herrschaft und die 
soziale Transformation verschleiert. 

4. Dem engen Schulterschluß und der vorbehaltlosen 
Identifikation der kommunistischen Parteien mit der 
KPdSU bis 1953 folgte nach 1956 eine schrittweise 
Lockerung der engen Bindungen und schließlich der 
Verzicht auf die DdP in den Ziel- und Strategiepro­
grammen zahlreicher Parteien. Damit sollte nach 
außen eine Distanzierung vom sowjetischen Modell 
des Sozialismus demonstriert werden. Aber auch die 
Taktik wurde wesentlich verändert und dem Refor­
mismus angenähert: Teilnahme an den bürgerlichen, 
z.T. von der Besatzung eingesetzten und kontrollier­
ten Regierungen in Italien, Frankreich, den drei deut­
schen Westzonen, Versuch des historischen Kompro­
misses mit den Christdemokraten Italiens. 

E.KARDELJ, Theoretiker der jugoslawischen Kom­
munisten, die durch Bürgerkrieg und militärischen 
Sieg an die Macht gekommen waren, lehnte in einer 
Rede in Oslo am 8. Oktober 1954 implizit »für eine 
ganze Reihe von Ländern« den revolutionären Weg 
zur Macht ab. WHARICH meinte, »daß der westeuro­
päische Sozialismus den Kapitalismus in friedlicher 
Weise ablösen wird« (zit. n. HILLMANN 1967, 191). 
Luciano GRUPPI, längere Zeit verantwortlich für die 
Ideologie im ZK der KP Italiens, lehnte es 1964 ab, LE­
NINS Konzeptionen vom Staat und der DdP als un­
antastbar und allgemeingültig anzuerkennen. P. To­
GLIATTI (1967) bekannte sich ausdrücklich zu einem 
Parteitagsdokument der KPI, in dem die Rede davon 
ist, daß »sich der Arbeiterklasse und dem Volk die ge­
schichtliche Aufgabe stellt, den Aufbau des Sozialis­
mus vorzunehmen und dabei einen neuen Weg zu be­
schreiten, der sich von der Methode der Errichtung 
der DdP unterscheidet« (374). Noch als Chefredak­
teur der theoretischen Zeitschrift der KPÖ wollte 
Franz MAREK 1966 die Konzeption der DdP nicht 
mehr anwenden, weil sie »nach den Enthüllungen 
über die Verbrechen zu Stalins Zeit« diskreditiert sei 
und »auch von den jungen Menschen mit Terrorherr­
schaft und Polizeiwillkür identifiziert« werde. Die 
Programme westeuropäischer kommunistischer Par­
teien haben nach und nach das Bekenntnis zur DdP 
fallen lassen, besonders deutlich die KP Schwedens, 
die sich unter der Führung von C.H. HERMANSSON in 
Linkspartei umbenannt hat, als sie 1967 ihr neues Pro­
gramm publizierte. 

Diese Neuorientierung geht für Marxisten der 
alten Schule, zumal mit den deutschen historischen 
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Erfahrungen, zu weit. Es erscheint wichtiger, die 
Fehler offenzulegen, wenn man das Vertrauen wieder­
gewinnen will, das durch die jahrzehntelange Identifi­
kation mit dem STALIN-Kurs verlorenging. Der Zu­
sammenbruch der sozialistischen Staaten in Europa 
und die Zerstörung der SU 1989/90 bestätigen eher 
die Kritik von Rosa LUXEMBURG als die des Revisio­
nIsmus. 
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zu verbreiten begann, schwierig gestaltet. Da sich die 
Grundgedanken des Marxismus in hermeneutischen 
Auslegungspraxen tradiert haben und die diskursana­
lytische Kritik hier ansetzt, nahm die von der Althus­
ser-Schule angebahnte Rezeption einen ebenso pro­
duktiven wie zerstörerischen Verlauf. 

1 . 1  Ideologietheoretisch geht es um ein Verständnis 
der Prozesse, die in einem antagonistischen Feld Sinn 
und Subjekte konstituieren. Der linguistic turn von der 
Ideologiekritik zur Ideologietheorie hatte den para­
doxen Effekt, daß die DA zwar zunächst Ideologie als 
eigenes Terrain mit einer spezifischen Logik von 
Kämpfen und Eingriffsmöglichkeiten erst erschlossen 
hat, aber mit dem Ideologiebegriff immer weniger 
anzufangen wußte. Solange der Marxsche Ideologie­
begriff als Kategorie der Aufklärung -über 'wahre' In­
teressen versus 'falsches' Bewußtsein - verstanden 
wird, ist er inkompatibel mit DA; wird der Ideologie­
begriff andererseits auf sinnhafte Identität schlecht­
hin bezogen, wie es die Althusser-Schule tat, wird er 
als analytische Kategorie unbrauchbar. So fragt sich 
mit FOUCAULT (1973, 88), »ob nicht die Diskurstheorie 
[ . . .  ] den Ideologiebegriff überflüssig gemacht hat« 
(BoGDAL 1990, 94). 

1.2 Damit wird der marxistische »Diskurs« selbst 
zum Problem. Epistemologisch geht es um ein Ver­
ständnis, wie MARX sich im Gedankenmaterial seiner 
Zeit artikuliert, welche neue Anordnung der Begriffe 
sein Erkenntnisobjekt konstituiert und wie dessen 
beanspruchte Wissenschaftlichkeit zu begreifen ist -
»eine Problematik, die ALTHUSSER eröffnet hat, indem 
er sagte: man hat Marx schlecht gelesen, also muß man 
Das Kapital lesen; und das setzte eine bestimmte Bezie­
hung zum Text voraus und zu dem, was man 'Diskurs' 
zu nennen begann« (PEcHEUX 1982, 387). 

FoucAuLT hat in seinem Gegenentwurf (1971) zu 
LLe den epistemologischen Bruch mit der »humani­
stischen« Ideologie nach MARX angesetzt; er markiert 
den Einschnitt mit NIETZSCHE und dem Auftauchen 
der drei »Gegenwissenschaften« Psychoanalyse, Eth­
nologie und Linguistik. Die Auffassung, erst diese 
theoretischen Revolutionen hätten ein »dezentriertes«, 
d.h. nicht durch ein transzendentales Subjekt verein­
heitlichtes Denken ermöglicht, scheint unter Dis­
kurstheoretikern allgemein akzeptiert. So hat v.a. 
Ernesto LACLAU den »Episteme-Wechsel« betont, der 
»unsere theoretische und politische Praxis« von »der 
des klassischen Marxismus« trennt (1982, 7). Wenn es 
stimmt, daß das von MARX herkommende Kritik­
und Wissenschaftsverständnis »sich darauf beschränkt, 
die objektive Ordnung des Realen widerzuspiegeln« 
und »seine spezifischen Diskursivitätsformen zu ne­
gieren tendiert« (10), wäre DA eine genuin postmarxi­
stische Produktionsweise der Theorie. Entsprechend 
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hat sich der »Postmarxismus« der 80 er Jahre diskurs­
analytisch artikuliert. 

Dagegen steht die These von ALTHussER, daß wir 
bei MARx, »und nicht bloß in dem, was er sagt, son­
dern in dem, was er tut, den Übergang von einer er­
sten Idee und Praxis der Lektüre zu einer neuen Praxis 
der Lektüre und zu einer Theorie der Geschichte er­
fassen können, die uns eine Theorie des Lesens ver­
mitteln kann« (DKL, 18). Sie besagt erstens, daß die 
symptomale Lektüre des Kapital, für die Althusser 
nicht nur FREUD dankt, sondern v.a. LACAN (der »un­
sere Lektüre Freuds vollkommen verändert hat«) 
sowie BAcHELARD, CAVAILLES, CANGUILHEM und 
FOUCAULT als den vier »maitres a lire les ceuvres du 
savoir« (15), auch von MARX praktiziert wird; daß 
zweitens die neue, »materialistisch« genannte Ge­
schichtsauffassung eine Funktion dieser nicht-herme­
neutischen Lektüre ist; und daß schließlich mit dieser 
neuen Geschichtsauffassung »ein neuer Begriff des 
Diskurses möglich geworden« sein soll (18). Da diese 
Implikationen im einzelnen kaum verfolgt wurden, 
scheint es geboten, die bei Marx implizierte Theorie 
des Lesens auf ihre Aktualität zu befragen. Danach 
stellt sich die Frage, wie sich die theoretische Revolu­
tion von Marx zu derjenigen verhält, aus der sich die 
vom modernen Sprachdenken inspirierten Schulen 
der DA herleiten. 

2.1 Daß der junge MARX noch dem »religiösen 
Mythos des Lesens« (DKL, 17) verfallen ist, zeigt ALT­
HUSSER anhand der Ms 44, in denen die Geschichte der 
Industrie als »das aufgeschlagne Buch der mensch­
lichen Wesenskräfte« (MEW 40, 542) betrachtet wird. 
In dieser philosophiehistorisch belasteten Metapho­
rik (vgl. das »Buch der Natur« bei ARISTOTELES oder 
das »große Buch der Welt« im Discours von DEscAR­
TES) artikuliert sich die hermeneutische Unterstellung: 
Der Sinn der Welt, wie ihn die Bücher vermitteln, 
macht diese zur Erscheinung, die Realität zum Buch, 
die Dinge zu Zeichen und »die Sehnsucht, im offenen 
Buch, ja im 'großen Buch der Welt' im Sinne Galileis 
lesen zu können« (DKL, 16), zum Medium der Welt­
aneignung. Das Studium dieser Verhältnisse wird auf 
diese Weise zum Wiedererkennen und Entziffern des 
ihnen unterstellten Sinns, so daß »der junge Marx der 
Manuskripte von 1844 im offenen Buch unmittelbar 
das menschliche Wesen durch seine Entfremdungen 
hindurch zu lesen verstand« (ebd.). 

Wie die Formulierungen v.a. in der DI nahelegen, 
bestünde die theoretische Revolution darin, aus dieser 
vom Schriftsinn her erschlossenen Welt, dem »logo­
zentrischen Denken« (DERRIDA), herauszutreten und 
die 'wirkliche' Geschichte der Industrie zu studieren. 
Freilich muß man dazu erst recht Bücher lesen, was 
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